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Am 30. November entscheidet die Schweizer 
Stimmbevölkerung über die eidgenössische 
Volksinitiative «Für eine engagierte Schweiz» 
(Service-citoyen-Initiative). Sie verlangt, dass 
künftig alle Schweizer Bürgerinnen und Bür-
ger einen Dienst zugunsten der Allgemein-
heit und der Umwelt leisten müssen – einen 
sogenannten Bürgerdienst. Die SOG lehnt 
diese Initiative ab. Auch der Bundesrat emp-
fiehlt, die Initiative abzulehnen. Er betont, 
dass die Dienstpflicht weiterhin auf die Ali-
mentierung der Sicherheitsorganisationen 
Armee und Zivilschutz ausgerichtet bleiben 
müsse. Ein Gegenvorschlag wurde nicht aus-
gearbeitet.

Worum geht es? Würde die Initiative 
angenommen, wären künftig alle Schweize-
rinnen und Schweizer verpflichtet, eine 
Dienstleistung zugunsten der Gesellschaft 
zu erbringen – unabhängig von Geschlecht 
oder persönlicher Eignung für militärische 
oder zivilschützerische Aufgaben.

Was unterscheidet die heutige Dienst-

pflicht vom Bürgerdienst? Heute gilt die 
Dienstpflicht ausschliesslich für männliche 
Schweizer. Ihr Ziel ist es, die Landesverteidi-
gung und den Bevölkerungsschutz sicher-
zustellen. Der Bürgerdienst hingegen soll 
alle Bürgerinnen und Bürger einbeziehen 
und den gesellschaftlichen Zusammenhalt 
fördern.

Warum braucht es eine Dienstpflicht 

für Armee und Zivilschutz? Weil dieser 
Dienst anspruchsvoll ist – körperlich wie psy-
chisch – und im Extremfall den Einsatz des 
eigenen Lebens verlangt. Ohne Pflicht gäbe es 
keine Garantie, dass genügend Freiwillige be-
reitständen.

Wozu dient die Dienstpflicht? Sie si-
chert in Friedenszeiten den Bestand und die 
Einsatzbereitschaft von Armee und Zivil-
schutz, damit die Schweiz im Ernstfall ge-
schützt ist.

Welche Bedeutung hat sie für die 

Schweiz? Die Dienstpflicht ist ein zentrales 
Element des Milizsystems und trägt we-
sentlich zur Unabhängigkeit, Sicherheit und 
Stabilität des Landes bei.

Anerkennung des Engagements der 

Initianten. Die SOG würdigt das Engage-
ment des Initiativkomitees «Service cito-
yen» und dessen Anliegen, eine verantwor-
tungsvolle und engagierte Schweiz zu 
fördern. Dieses Ziel wird grundsätzlich ge-
teilt. Dennoch betont die SOG, dass die 
Schweiz nicht nur engagiert, sondern auch 
wehrhaft bleiben müsse. Eine vom Parla-
ment angestossene Dienstpflichtreform – 
insbesondere die angedachte Zusammen-
legung von Zivildienst und Zivilschutz zu 
einem Katastrophenschutz – entspricht den 
tatsächlichen Bedürfnissen der Landesver-
teidigung besser. Die SOG lehnt die Initia-
tive aus folgenden Gründen ab.

Der Bürgerdienst schadet dem verfas-

sungsmässig verankerten Milizsystem, 

der Armee und dem Zivilschutz. Die 
Dienstpflicht muss auf den Kernbereich der 
Sicherheit fokussiert bleiben: Ihr primäres 
Ziel ist es, die Alimentierung von Armee und 
Zivilschutz sicherzustellen. Bürgerinnen 
und Bürger sollen nur insoweit zu einer 
Dienstleistung verpflichtet werden, als dies 
einem konkreten Sicherheitsbedarf ent-
spricht. Was nützt uns Wohlstand, wenn 
niemand mehr bereit ist, im Ernstfall sein 
Leben für Sicherheit und Freiheit einzuset-
zen? Bereits heute entzieht der Zivildienst 
der Armee jährlich rund 7000 Personen.

Der Bürgerdienst führt zu weiterem 

Personalabbau bei Armee und Zivilschutz. 
Zivile Aufgaben zugunsten der Allgemeinheit 
und der Umwelt müssen von zivilen Organi-
sationen, Freiwilligen oder Ehrenamtlichen 
übernommen werden. Die Initiative erweckt 
den Eindruck, sie könne den Personalbedarf 
bei Armee, Zivilschutz, Zivildienst sowie im 
zivilen Bereich gleichzeitig decken – das ist 
falsch. In Wahrheit verschärft der Bürger-
dienst-Zwang die Personalsituation von Ar-
mee und Zivilschutz, weil noch mehr Perso-
nen in zivile Tätigkeiten gebunden werden. 
Vordergründig «sinnvollere» oder «beque-
mere» Dienstleistungen schützen uns im 
Ernstfall nicht. Frauen und Männer im Zivil-
schutz und in der Armee tun das.

Der Bürgerdienst ist unverhältnis-

mässig. Die heutige Dienstpflicht dient 
dem Schutz von Staat und Bevölkerung – 
nicht als billiges Personalreservoir für zi-
vile Aufgaben. Es darf nicht sein, Bürgerin-
nen und Bürger massenhaft zu Arbeiten für 
die Allgemeinheit und die Umwelt zu zwin-
gen. Waldpflege, Unkrautbekämpfung, 
Landwirtschaftsarbeiten, Einsätze im Ge-
sundheitswesen oder die Betreuung von 
betagten Personen sind zivile Aufgaben. 
Wir alle sollten freiwillig und solidarisch 
anpacken: Schweizer Bürgerinnen und 
Bürger engagieren sich bereits heute gross-
zügig für das Gemeinwohl – aus Überzeu-
gung, nicht unter Zwang.

Der Bürgerdienst gefährdet zivile 

Arbeitsplätze. Mit der Einführung des Bür-
gerdienstes würden zwar mehr Personen 
rekrutiert, doch Armee und Zivilschutz 
würden massiv geschwächt. Gleichzeitig 
würden Arbeitskräfte in Landwirtschaft, 
Landschaftspflege und Gesundheitswesen 
zunehmend konkurrenziert und vom 
freien Markt verdrängt. Bereits heute kon-
kurriert der Zivildienst zivile Stellen im 
Gesundheitswesen und in Altersheimen. 
Gesundheits- und Pflegeberufe müssen 
aufgewertet werden – der Bürgerdienst 
setzt diese Berufe jedoch weiter unter 
Druck.

Der Bürgerdienst macht die Schweiz 

nicht krisenfester. Ein Land ist krisenfest, 
wenn es über robuste Strukturen, ausrei-
chende Ressourcen und eine resiliente Be-
völkerung verfügt, die in Notlagen schnell, 
wirksam und nachhaltig reagieren kann. 
Die Bürgerdienstpflicht hingegen fördert 
eine «Dienst nach Vorschrift»-Mentalität 
– ganz nach dem Motto: «Ich habe mei-
nen Dienst erfüllt, also habe ich genug 
getan.» Die Initiative macht die Schweiz 
nicht krisenfester – sie schafft neue Prob-
leme.

Fazit: Die SOG spricht sich entschieden 
gegen die eidgenössische Volksinitiative 
«Für eine engagierte Schweiz» aus. Sie 
sieht darin eine Gefährdung der militäri-
schen und zivilen Sicherheitsstrukturen 
und warnt vor einer Verwässerung der be-
währten Dienstpflicht. Am 30. November 
2025 empfiehlt die SOG daher ein klares 
Nein.
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